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Die Bundesregierung beantwortet die Große An- 
frage der Fraktion der CDU/CSU wie folgt: 

Die Bundesregierung hat ihre bildungspolitischen 
Zielvorstellungen in die Beratung über den Zwi- 
schenbericht der Bund-Länder-Kommission einge- 
bracht. Sie hat im übrigen auch bei der Beantwor- 
tung der Großen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
betr, Arbeitsprogramm der Bundesregierung zu den 
inneren Reformen in der 6. Wahlperiode (Druck- 
sache Vl/2709, S.9, 10) ihre bildungspolitischen Grund- 
sätze dargelegt. Sie sieht daher davon ab, die Große 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU erneut zum An- 
laß zu nehmen, eingehende Erklärungen über ihre 
Bildungspolitik abzugeben. 

Frage 1 

Hält die Bundesregierung an ihrer ursprüng- 
lichen Beurteilung des Zwischenberichts fest, 
wonach von Bund und Ländern gemeinsam eine 
tragfähige Grundlage für die weitere Arbeit am 
Bildungsgesamtplan und Bildungsbudget ge- 
schaffen worden ist? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat am 1. Dezember 1971 den 
strukturellen Zielvorstellungen des Zwischenberichts 
durch einen formellen Kabinettsbeschluß zugestimmt. 
Sie hat sich damit die Zielvorstellungen des Zwi- 
schenberichts für ihr eigenes politisches Handeln zu 
eigen gemacht. Noch über die bisher abgegebenen 
Erklärungen hinaus ist hieraus ersichtlich, daß die 
Bundesregierung den Zwischenbericht als eine trag- 
fähige Grundlage für die weitere Arbeit der Bund- 
Länder-Kommission ansieht. 


Frage 2 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
von ihr gemeinsam mit den SPD-Ländern ab- 
gegebene Erklärung, „endlich auch“ die der 
CDU/CSU angehörenden Kommissionsmitglieder 
im Zwischenbericht auf die „allgemeinen Re- 
formziele der sozial-liberalen Bildungspolitiker“ 
verpflichtet zu haben, eine tragfähige Grund- 
lage für die weitere Zusammenarbeit in der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
darstellt? 

Antwort 

Ja. Die Erklärung stellt eine Wertung des struk- 
turellen Inhalts, insbesondere der Zielvorstellungen 
des Zwischenberichts, dar. Die Tatsache, daß alle be- 
teiligten Parteien zumindest wesentliche Teile ihrer 
eigenen Zielvorstellungen im Zwischenbericht ver- 
wirklicht sehen und dies auch öffentlich erklären, ist 
nach Ansicht der Bundesregierung ein besonders 
gewichtiges Argument, um den Zwischenbericht 
ebenso wie seine politische Bewertung als eine trag- 
fähige Grundlage für die weitere Zusammenarbeit in 


der Bund-Länder-Kommission für Bildunbgsplanung 
anzusehen. 

F r a g e 3 

Sieht die Bundesregierung in der Weiterent- 
wicklung eines einheitlichen Bildungswesens in 
der Bundesrepublik eine zentrale Aufgabe der 
Bund-Länder-Kommission, und ist sie der Auf- 
fassung, daß das bisher erreichte Maß an 
Einheitlichkeit im Bildungswesen nicht durch 
die Verwirklichung divergierender Planungs- 
konzepte beeinträchtigt werden darf? 

Antwort 

Die Bundesregierung sieht in der Entwicklung eines 
gemeinsamen Reformprogramms für das Bildungs- 
wesen in der Bundesrepublik eine wichtige Aufgabe 
der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung. 
Das Reformprogramm soll auch bildungspolitisch die 
Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse in der Bundes- 
republik herstellen helfen. 

Die Bundesregierung ist der Überzeugung, daß das 
von der Bund-Länder-Kommission beschlossene Re- 
formprogramm eine wesentliche Voraussetzung für 
eine auch langfristig abgestimmte Entwicklung im 
Bildungsbereich geschaffen hat, die in einem aus- 
gewogenen Verhältnis die Erfordernisse der Einheit- 
lichkeit des Bildungs Wesens und die Gegebenheiten 
der föderativen Verfassungsordnung berücksichtigt. 
Der Zwischenbericht der Bund-Länder-Kommission 
enthält die Grundzüge des zukünftigen Bildungs- 
systems der Bundesrepublik. Angesichts der weit- 
gehenden Übereinstimmung in den Zielen kommt es 
nun darauf an, auch in der Phase der Verwirklichung 
der Bildungsreform ein möglichst hohes Maß an Ein- 
heitlichkeit zu sichern. 

Frage 4 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Mitwirkung des Bundes bei der Planung und 
insbesondere bei der Festlegung mittelfristiger 
Prioritäten auch ein entsprechendes finanzielles 
Engagement voraussetzen muß? 

Antwort 

Eine finanzielle Beteiligung des Bundes an Maßnah- 
men im Bereich des Bildungswesens ist nach dem 
System der Verfassung keine automatische Kon- 
sequenz der gemeinsamen Bildungsplanung; sie 
kann nach Artikel 91 b des Grundgesetzes nur auf 
der Grundlage von Vereinbarungen mit den Ländern 
erfolgen. 

Die Bundesregierung ist bereit, im Rahmen der dem 
Bund verfassungsrechtlich eröffneten Möglichkeiten 
zur Finanzierung der Bildungsausgaben beizutragen. 
Sie hat diese Bereitschaft durch ihre finanzielle Be- 
teiligung beim Hochschulbau auf der Grundlage des 
Hochschulbauförderungsgesetzes nach Artikel 91 a 
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des Grundgesetzes, beim Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz und beim Graduiertenförderungsgesetz 
nach Artikel 74 Nr. 13 des Grundgesetzes sowie 
durch die Förderung von Bildungsplanungsvorhaben 
nach Artikel 91 b des Grundgesetzes vielfach unter 
Beweis gestellt. Beispiele sind u. a. die Förderung 
von Modellversuchen im Bildungswesen und von 
Vorhaben der Bildungsforschung, die Entscheidungs- 
hilfen für die Bildungspolitik geben sollen. In diesem 
Zusammenhang weist die Bundesregierung darauf 
hin, daß im Bundeshaushalt für das Jahr 1971 be- 
reitgestellte Mittel zum Teil deshalb nicht vergeben 
werden konnten, weil — wie z. B. im Bereich des 
Fernstudiums im Medienverbund — entsprechende 
Vereinbarungen mit den Ländern nicht zustande ge- 
kommen sind. 

Im übrigen lassen die Bundeshaushalte 1970, 1971 
und 1972 in der Tendenz ein zunehmendes Engage- 
ment des Bundes im Bereich der Bildungsfinanzie- 
rung erkennen. Es wird auch auf die Antwort zu 
Frage 7 verwiesen. 

F r a g e 5 

Bis wann können nach Meinung der Bundes- 
regierung die Voraussetzungen für ein Bildungs- 
budget und damit für einen Bildungsgesamtplan 
in der Bund-Länder-Kommission geschaffen wer- 
den? 

Antwort 

Für die Erstellung eines Bildungsbudgets sind im 
Zwischenbericht der Bund-Länder-Kommission be- 
reits wesentliche Voraussetzungen geschaffen. Hier- 
bei handelt es sich insbesondere um 

— eine längerfristige Sachplanung 

— eine erste Schätzung des finanziellen Bedarfs 

— vorläufige Berechnungen zur längerfristigen 
Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts 
und der Inanspruchnahme volkswirtschaftlicher 
Ressourcen. 

Weitere Angaben zur Bereitstellung der erforder- 
lichen Mittel für die Bildungsausgaben setzen nicht 
nur Entscheidungen über die Umsatzsteuerverteilung 
zwischen Bund und Ländern, sondern auch eine Ent- 
scheidung aller Länder über ihre mittelfristige 
Finanzplanung voraus. 

Die Bundesregierung strebt an, daß auf dieser 
Grundlage bis zur Jahresmitte 1972 für den Zeitraum 
bis 1975 Aussagen zur Deckung der Ausgaben- 
ansätze in den öffentlichen Haushalten gemacht wer- 
den können. 

Sie geht ferner davon aus, daß in Zusammenarbeit 
mit den Ländern auch längerfristige Perspektiven er- 
arbeitet werden können, die unter Berücksichtigung 
der späteren Entwicklung stufenweise fortgeschrie- 
ben werden müssen. Die Bundesregierung verkennt 
dabei so wenig wie alle anderen an der Planung 
Beteiligten die Schwierigkeiten einer längerfristigen 
Planung, die den Ausgabenbedarf eines Teilbereichs 
der öffentlichen Aufgaben mit dem gesamten länger- 
fristig zu erwartenden Ausgabenbedarf abstimmen 
soll. -i 


Auf Grund dieser Schwierigkeiten können sich kon- 
krete Sach- und Finanzpläne lediglich auf einen mit- 
telfristigen Zeitraum beziehen, für den die ebenfalls 
erforderlichen längerfristigen Perspektiven eine 
wichtige Orientierung geben. 

Frage 6 

Stimmt die Bundesregierung unserer Ansicht zu, 
daß den folgenden Maßnahmen vor anderen im 
Zwischenbericht genannten Maßnahmen Priori- 
tät zukommen muß: Ausbau der vorschulischen 
Erziehung, Beseitigung des Lehrermangels, Aus- 
bau der beruflichen Bildung, Ausbau des Ge- 
samthochschulbereichs und Abbau des Numerus 
clausus, Reform der Oberstufe und Ausbau der 
Weiterbildung? 

Wenn ja, wie glaubt die Bundesregierung, daß 
diese Prioritäten verwirklicht werden können? 

Antwort 

Die Bundesregierung stimmt der Ansicht der Frak- 
tion der CDU/CSU zu, daß es sich bei den von ihr 
genannten Bereichen um besonders wichtige und 
reformbedürftige Gebiete des Bildungswesens han- 
delt. Sie hat darauf bereits im Bildungsbericht '70 
(Drucksache VI/925) hingewiesen. Die Bundesregie- 
rung ist allerdings der Ansicht, daß die in der Frage 
auf geführte Zusammenstellung von Maßnahmen 
keine Prioritätenentscheidung im engeren Sinne ent- 
hält, da sie hierfür zu allgemein gehalten ist und da 
sie den weitaus größten Teil der überhaupt zu tref- 
fenden Maßnahmen umfaßt. 

In der Phase der Verwirklichung der langfristigen 
Reformziele wird der Prioritätsrang bestimmter 
Maßnahmen immer zugleich von der Notwendigkeit 
der Beseitigung akuter Mängel und einer zügigen 
Annäherung an die neuen Strukturen bestimmt sein. 
So kommt es z. B. darauf an, schnell zusätzliche Kin- 
dergartenplätze zu schaffen und zugleich inhaltlich 
und organisatorisch den gleitenden Übergang vom 
Elementar- in den Primarbereich zu sichern; die be- 
rufliche Bildung qualitativ zu verbessern und zu- 
gleich die traditionelle Trennung zwischen allgemei- 
ner und beruflicher Bildung zu überwinden; den 
akuten Lehrermangel zu lindern und zugleich die 
Lehrerbildung für alle auf eine wissenschaftliche 
Grundlage zu stellen. Dies sind nur einige Beispiele. 
Der Bund wird in der Bund-Länder-Kommission seine 
Vorstellungen zu den vordringlichen Maßnahmen 
einbringen und im Rahmen seiner Zuständigkeit zur 
Verwirklichung der gemeinsam erarbeiteten Pläne 
beitragen. 


Fr a g e 7 

Durch welche finanzpolitischen Entscheidungen 
gedenkt die Bundesregierung zur Verwirk- 
lichung der in dem Zwischenbericht dargestell- 
ten Zielvorstellungen (52,6 Milliarden DM im 
Jahre 1975) durch den vorliegenden Bundes- 
haushalt 1972 und die Mittelfristige Finanz- 
planung bis 1975 beizutragen? 
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Antwort 

Der Zwischenbericht beziffert die Kosten des Bil- 
dungswesens — ohne Kosten der Ressort- und Groß- 
forschung — in jeweiligen Preisen für das Jahr 1975 
auf 54,9 (nicht 52,6) Mrd. DM gegenüber 30,1 Mrd. 
DM im Jahre 1971. Dies würde eine jahresdurch- 
schnittliche Steigerung um 16, 2 v. H. bedeuten. 

Der Finanzplan des Bundes sieht insoweit für den 
gleichen Zeitraum eine Ausgabensteigerung von 2,40 
auf 4,94 Mrd. DM vor, das sind jahr es durchschnitt- 
lich 19,8 V. H. Damit liegt die Steigerungsrate für die 
Ausgaben des Bundes über den durchschnittlichen 


Steigerungsraten für die im Zwischenbericht dar- 
gestellte Kostenentwicklung. 

Darüber hinaus wird — wie die Bundesregierung 
schon in ihrer Antwort auf die Große Anfrage zu den 
inneren Reformen vom 14. Aktober 1971 (Druck- 
sache VI/2709, S. 10) erklärt hat — die Finanzaus- 
stattung der Länder und Gemeinden verbessert (u. a. 
Neuverteilung der Umsatzsteuer und Anteil der Ge- 
meinden an der Erhöhung der Mineralölsteuer). Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß Ländern 
und Gemeinden damit die Erfüllung ihrer Aufgaben 
auch im Bildungsbereich erleichtert wird. 
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